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Zur Judenfrage in Polen. 

In der Preſſe der „rechten“, vor allem der nalionaldemokra- 
tiſchen Opposition Polens, die ſich ſeit jeher durch entſchieden 
antiſemitiſche Haltung auszeichnet, wird unaufhörlich die jüdiſche 
Gefahr — gerade auch für den Nittelftand in den ehemals deut- 
ſchen Gebieten! — betont. Von den vielen derartigen Prejje- 
ſtimmen ſei hier eine Außerung der nationaldemokratiſchen „Ga- 
zeka Warszawska“ angeführt, die kürzlich über die jüdiſche 
Gefahr für das Handwerk Polens ausführte: 

Nach dem letzten Bericht der Warſchauer Handelskammer 
ſelen in Warſchau 1932 insgeſamt 16 504 Handwerksbetriebe vor- 
handen geweſen. Die Zahl der Betriebe habe ſich alſo gegenüber 
dem Vorfahre (15886 Betriebe) elwas erhöht, in demſelben Zeit- 
raum aber habe ſich die Zahl der Beſchäftigten um ca. 25 %, die 
Produktion gar um 30 % (auf knapp 45 % der Produktion von 
1928) verringert. Selbſt nach dem Urteil dieſer völlig von der 
heutigen Regierung beherrſchken Inſtitution ſei alſo das Handwerk 
heute auf dem Punkte angelangt, wo „die Rentabili- 
tät vollkommen verschwindet und die Ver- 
nichtung der Vermögenssubstanz der Be- 
triebe beginnt...“ („Gazefa Warszawska“ Nr. 306, 
7. 10. 1933.) 

Vor allem aber ſei aus dieſem Bericht erſichtlich, daß in 
Warſchau von dieſen 16 504 Betrieben nicht weniger als 9 386 
— über 56 % der Betriebe in der Hand von 
(Konfeſſions) Zuden geweſen ſeien. Der Anteil der Ju- 
den an den einzelnen Erwerbszweigen ſei natürlich vecht verſchie⸗ 
den. Aber offenſichtlich würden die gefähr- 
licheren Betriebe von den Juden gemieden, 
denn bei dem Baugewerbe z. B. ſeien von den 1045 Betrieben 
646 — 64 nicht jüdiſch (von 218 Maurerbetrieben ſeien nur 
4 in der Hand von Juden; ähnlich ſei das Verhältnis bei Stein- 
hauern, Stuckateuren uſw. Dagegen ſtänden bei den Malern 205 
polniſchen 279 jüdiſche Belriebe gegenüber). 

Auch bei den holzbearbeitenden Berufen ſeien die Juden in 
der Minderzahl; von 1869 Betrieben ſeien nur 873 in jüdiſcher 
Hand. Der Ankeil der Juden ſei beſonders hoch bei den Tiſchlern 
(656 von insgeſamt 1407 Betrieben) und Drechſlern, bei denen 
von 174 Betrieben gar nur 17 polniſch ſeien. . 

Kataftrophal ſei die Lage in dem Beklei⸗ 
dungsgewerbe, bei dem von 4738 Betrieben nicht weniger 
als 3311 — 70 % jüdiſch ſeien. Von den 3 726 Schneidern in 
Warſchau z. B. ſeien 2 254 Juden, von 339 Kürſchnern ſeien 267, 
von 593 Hut- und Mützenmachern 440 Juden. 

Bei den metallbearbeitenden Gewerben ſei ebenfalls ein be- 
deutendes jüdiſches Übergewicht zu verzeichnen; von den 2 509 Be. 


vom Oſtlan d- Inſtitut 


in danzig 


trieben ſeien 1497 — 60 % in jüdiſcher Hand. Beſonders hoch 
ſei der jüdiſche Anteil bei den Juwelieren (271 von 336 Be- 
trieben), Uhrmachern (386 von 440) und Vergoldern (36 von 38 
Betrieben). 

Die Juden hätten ferner den größten Anteil bei den leder- 
verarbeitenden Handwerken (1973 von 3440 Betrieben) erlangt. 

In der Minderheit feien die Juden nur im 
Lebensmittelgewerbe (mit 661 von 1535 Betrieben), 
weil hier die Fleiſcher und Konditoren meiſtens nicht jüdiſch ſeien. 
Jedoch ſchon bei den Bäckern ſeien die Juden wieder in der 
Mehrzahl. 

Ein unbedeutendes Überwiegen der Polen ſei bei den Friſeuren 
und Photographen zu verzeichnen (696 von 1388 Betrieben). 

Dieſer übermäßig hohe Ankeil der Juden ſei umſo mehr zu 
bedauern, als noch vor einigen Jahren die Lage faſt umgekehrt 
geweſen ſei. Es ſei daher unerläßlich, den Kampf um die Erobe- 
rung der polniſchen Städte für die Polen erneut aufzunehmen. 
(„Gagela Warszawska“ Nr. 312, 12. 10. 1933.) 

Dahin gehen auch die Beſchlüſſe des Kongreſſes 
der „Chriſtlich- Demokratiſchen Partei“ (Kor- 
fanty), der kürzlich in Kabtowitz ſtattgefunden hat. Hier 
wurde vor allem auf die wichtige ſtaatspolitiſche Funktion des 
Wittelſtandes hingewieſen, deſſen wirtſchaftliche Grundlage in Po 
len von den Juden vernichtet werde. Die Folgen für die nationale 
Kultur ſeien zur Genüge bekannt. Man brauche nur zu bed ken, 
daß alle ſozialen und kulturellen Strömungen in den Skädken +- 
ſtehen, daß alſo in Polen eine geſunde öffentliche Meinung üben 
haupt nicht enkſtehen könne, weil ſeine Städte Zentren der Ju- 
den geworden ſeien. Nun dürfe zwar — entgegen der Anficht der 
ſich neuerdings in Polen, vor allem in Oberjchlefien, bildenden 
nakionalſozialiſtiſchen Gruppen — die Judenfrage kein 
Raſſenproblem fein, da eine ſolche Diskriminierung der 
Juden den Grundſätzen des Chriſtentums widerſpräche — ſondern 
nur ein hiſtoriſches Problem. Ungeachtet dieſer Ent- 
ſcheidung aber müſſe feſtgeſtellk werden: 

„Die Tendenzen der Juden, die die Herrschaft über das 
polnische Volk erstreben, die übermäßigen jüdischen Einflüsse 
im wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Leben bilden eine 
ernste Gefahr für die Existenz, für die Zukunft des polnischen 
Volkes und Staates, Daher erachten wir es für unsere 
Pflicht, für unser Recht, die schädlichen jü- 
dischen Einflüsse auf allen Gebieten des 
polnischen Gemeinschaftslebens zu bekämp- 
ten...“ („Polonia“ Nr. 3252, 28. 10, 1933.) 

Dieſe Haltung der Oppoſikion wird aber von der 
heutigen Regierung aufs ſchärfſte bekämpft, 
3. B. durch Gefängnisſtrafen für ankiſemitiſche Aktionen oder 
durch Auflöſung der Vereinigung „Rozwöj“, die ſeit jeher den 
Wirkſchaftskampf gegen die Juden als Sonderaufgabe verfolgt 
hat („Polonia“ Nr. 3251, 27. 10. 1933). Es ift daher nicht ver- 
wunderlich, daß neuerdings die Vertreter der jüdiſchen 
Minderheit, vor allem auch der zioniſtiſchen Or— 
ganiſakionen, zum Regierungsblok über- 
gehen. Kürzlich hat z. B. der Abgeordnete Hartglas in einer 
vielbeachleten Rede vor der zioniſtiſchen Exekutive Polens u. a. 
erklärt („Kaltowitzer Zeitung“ Nr. 245, 24. 10. 1933), daß krotz 
aller noch beſtehenden Schwierigkeiten für die Juden in Polen 

„die Regierung ihre Pflichten uns gegenüber erfüllt, indem 
sie uns die elementaren Menschenrechte garantiert. .. und 
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in ihrer Außenpolitik Sympathien für uns beweist, Ferner be- 
kämpft die Regierung energisch alle antisemitischen 
Aktionen 

Diese Haltung der Regierung gegenüber den Juden hat die 
psychische Einstellung der jüdischen Bevölkerung gewandelt. 
Diese erblickt in der Regierung den Verteidiger gegen alle 
antisemitischen Handlungen. 

Die polnischen Juden sind, da sie die schreckliche 
Lage der Juden im Deutschland Hitlers und die den Juden in 
anderen Ländern drohenden Gefahren vor Augen haben, der 


heutigen Regierung in Polen freundlich 
gesonnen. Wir sind uns darüber klar, daß 
nach der heutigen Regierung (nur?) eine 
für die Juden bedeutend schlechtere Re- 


gierung kommen kann...“ 
l, Polonia“ Nr. 3251, 27. 10. 1933.] 


Der Wirtſchaſtskampf gegen die deutſche Minderheit 
5 in Oſtoberſchleſien. 

Nachdem Ende September eine neue Terrorwelle über die 
Deutſchen Oftoberjchlefiens (Zerſtörung deutſcher Wohnungen und 
Vereinshäuſer, Überfälle uſw.) hereingebrochen iſt, hat auch der 
Wirtſchaftskampf gegen die deutſche Minderheit in letzter Zeit 
eine bedeutende Verſchärfung erfahren. Des öfteren hat die deut- 
ſche Preſſe Oſtoberſchleſiens Meldungen über die wirtſchaftliche 
Benachteiligung der deutſchen Minderheit, vor allem auch über 
die Zurückſetzung deutſcher Erwerbsloſer durch die polniſchen Be- 
hörden („Kaktowitzer Zeitung“ Nr. 240, 18. 10. 1933), gebracht. 
Angeſichts der kataſtrophalen Wirkſchaftslage Oſtoberſchleſiens, 
über die wir an anderer Stelle berichten, erſcheint es dann umſo 
verſtändlicher, daß die deutſche Preſſe bemüht ift, durch wieder- 
holte Aufforderungen wie: „Deutſche! Auf die freie Arbeits. 
ſtelle gehört ein deutjcher Arbeiter! Kauft grundſätzlich beim 
Deutſchen! Laßt beim deufihen Handwerker arbeiten!“ u. ä. 
die Volksgenoſſen zu gegenſeitiger Hilfe zu ermahnen. Die pol- 
niſche Preſſe ſämtlicher Richtungen hat dieſe Schlagzeilen be- 
gierig aufgegriffen und — verdreht, um fie als Begründung Für 
ihre Forderung nach dem „Boykott des kämpfenden 
Deutschtums“ („Polonia” Nr. 3251, 27. 10. 1933; „J. K. 
C.“ Nr. 298, 27. 10. 1933) zu benützen. Aus der Tatſache, daß 
auch Angehörige der deulſchen Minderheit Staats- oder Kom- 
munalaufträge — dabei durchaus nicht in einem Umfange, der 
ihrem Anteil an dem Steueraufkommen entſpräche („Katto- 
witer Zeitung“ Nr. 247, 26. 10. 1933) — erhalten haben, wird 
in der polniſchen Preſſe eine „Privilegierung der Deutschen 
im polnischen Wirtschaftsleben“, die ſchleunigſt beſeitigt wer. 
den müſſe. An erſter Stelle in dieſem Lügenfeldzug gegen das 
Deutſchtum Oſtoberſchleſiens ſteht ſelbſtverſtändlich wieder der 
extrem deutſchfeindliche „Jluſtrowany Kuryer Codzienny“, der 
ſolche und ähnliche Behaupkungen mit der geſchmackvollen Über- 
ſchrift „Wie wir in Oberschlesien mit dem eigenen Brot die 
deutsche Bestie nähren“ („J. K. C.“ Nr. 300, 29. 10. 1933) 
verſieht, und voller Befriedigung feſtſtellt: 

»In ganz Schlesien erklingt jetzt die Losung, deren konse- 
quente Durchführung zum Siege führen wird; diese aber lautet: 
„In polnischen Werkstätten und Instituten 
ist kein Platz für Deutsche! Arbeit und Lie- 
ferungen im polnischen Schlesien (gibt es nur) für Polen, aber 
nicht für Deutsche! In unserem eigenen Lande 
lassen wir uns nicht boykottieren!“ (J. K. 
C.“ Nr. 298, 27. 10. 1938.) 

Welchen Grad die Hetze gegen das Deutjchtum erreichte, be- 
weiſt eine Neſolution, in der u. a. gefordert wurde, „aus den 
hitleriſchen Neſtern in Schleſien eine Ar- 
beitskolonne zur Trockenlegung der Pinsker 
Sümpfe zu bilden, da... Verrätern hier in Schle— 
ſien kein Nechtsſchutz gewährt werden kann ...“ („Kaktowitzer 
Zeitung“ Nr. 242, 20. 10. 1933.) 

Als Endziel wird durch dieſen Wirkſchaftskampf die Poloni- 
ſierung auch der letzten, noch in deutſcher Hand verbliebenen In- 
duſtriewerke Oſtoberſchleſiens erſtrebt. Und zwar nicht nur eine 
äußerliche Poloniſierung, wie es z. B. die Forderung der An- 


geſtellten, 


gejtelltewerbände nach Umwandlung des „provo- 
zierenden“ Namens der Bismarck-Hütte in 
die gut polniſche Bezeichnung „Batory-Hütte“ verlangt 
(„J. K. C.“ Nr. 307, 5. 11. 1933; „Gazela Polska“ Nr. 308, 
7. 11. 1933). Übrigens dürfte dieſe Forderung früher oder ſpäter 
erfüllt werden, da auch die frühere Forderung der Angeſtellten, 
bei der „Inlereſſengemeinſchaft“ der Kaltowitzer Bergwerks A. G. 
und Vereinigten Königs- und Laurahütte die polniſche 
Dienſtſprache einzuführen, erfüllt worden iſt. („Polonia“ 
Nr. 3211, 16. 9. 1938.) 

Man fordert vielmehr die Poloniſterung der Betriebe durch 
Beſeitigung der deutſchen Beamten und An- 
weil dieſe 

„schon vor dem Kriege dank der Politik der deutschen Re- 
gierung und des ehrenwerten „Berg- und Hüttenmännischen 
Vereins“ dem Polentum feindlich gesonnen waren und nach 
der Angliederung Oberschlesiens an Polen noch umso größere 
Feinde des Polentums sind. Von der Zeit aber, seit Hitler 
die Macht in Deutschland übernommen hat, 
sind sie eine große Armee von Feinden und 
Saboteuren. Wenn bisher die Hütten und Gruben nicht 
zusammengestürzt sind, so nur, weil „noch kein Befehl er- 
gangen“ ist, weil der Führer noch nicht die Losung dafür aus- 
gegeben hat. Dafür aber stürzt das Polentum in den Seelen 
vieler guter Schlesier, die de Maulwurfsarbeit die- 
ser Bande auf die Straße geworfen oder an den Bettel- 
stab gebracht hat. Die Polizeiberichte mit ihrer dürren Sprache 
sind eine prägnante Chronik der Resultate dieser Tätigkeit zu- 
gunsten Preußens... („Depesza“ Nr. 25, 6. 11. 1933.) 

Bereits vor längerer Zeit hakte dieſe Quelle („Depesza“ Nr. 
21, 2. 10. 1933) von dem geplanten Übergang der Aktienmajorität 
der „Inkereſſengemeinſchaft“ in polniſche Hände zu berichten ge- 
wußb. Nachdem ſich dieſe ſenſaklonelle Meldung als nicht unbe- 
gründet erwies, erklärte das Organ der deutſchen Minderheit zu 
dem Plan der „Vereinigten Stahlwerke“, zunächſt die Aktien- 
mehrheit der Vereinigten Königs- und Laurahütte an polniſche 
Intereſſenten abzuſtoßen: 

„Wenn man berückſichtigk, wieviel deutſche Exiſtenzen an den 
in der J. G. zuſammengeſchloſſenen Werken hängen, wird man 
mit Recht die Frage aufwerfen müſſen, ob es möglich iſt, die jo- 
genannten kaufmännifchen Geſichtspunkte in fo kraſſer Form in 
den Vordergrund zu ſchieben ... Man kann verſtehen, daß die 
deutſchen Banken als Kreditgeber ſich die Frage vorlegen, ob es 
zu verantworten iſt, alljährlich neue Millionen dem deuktſchen 
Wirkſchaftskörper zu entziehen und unſeren Induſtrien in die 
Adern zu pumpen, ob man nicht im Reiche ſelbſt mit dieſen Ka- 
pitalien die Kampffront gegen die Arbeitsloſigkeit ſtärken . 
könnte. Aber ſoll denn der Geſichlspunkt völlig außeracht ge- 
laſſen werden, daß allein die Werke der J. G. immerhin noch 
20 000 Arbeitern und faft 2000 deutſchen Beamten und Ange- 
ſtellten Lohn und Brot geben, und daß niemand wird jagen kön- 
nen, was aus dieſen Exiſtenzen, falls fie entwurzelt find, werden 
ſoll? Wir können nicht annehmen, daß die Idee des deutſchen 
Sozialismus’ an den Grenzen des Reiches Halt macht ...“ 
(„Rattowiger Zeitung“ Nr. 241, 19. 10. 1933.) 

Nachdem aber dieſe Transaktion, alſo die „freiwillige Poloni- 
fierung”, bisher noch nicht erſolgt ift, hat ſich die polniſche Re- 
gierung ihrerſeits zu einem gewaltſamen Schritt gegen die deut- 
ſche Induſtrie entſchloſſen und hat anfangs November — angeb- 
lich wegen Bilanzverſchleierung, Kapitalverſchiebung (100 Mil- 
lionen Zloty?) und Steuerhinterziehung — in die Geſchäftsfüh⸗ 
rung der „Intereſſengemeinſchaft“ eingegriffen und eine groß 
zügige Revifion ihrer Buchführung (deren leitender Direktor plötz. 
lich verhaftet wurde) eingeleitet. („Gagela Polska“ Nr. 308, 
7. 11. 1933.) Möglicherweiſe ſoll dieſe Aktion das „Signal zum 
Generalangriff auf diese Bastion des Deutschtums“ ſein. 

[„Depesza“ Nr. 25, 6. 11. 1933. 


Bedrohliche Steigerung der Arbeitslofigkeit 
in Gſtoberſchleſien. 
Wiederholt hat die öffentliche Meinung Polens voller Be- 
ſorgnis auf die gefährliche Steigerung der Arbeitsloſigkeit in Oft- 
oberſchleſien hingewieſen, zumal dieſe bereits mehrfach zu höchſt 


bedenklichen Störungen der öffentlihen Sicherheit und Ordnung 
in dem ſchleſiſchen Induſtrierevier geführt hat. Solche Vorfälle wie 
die wiederholten Plünderungen von Kartof⸗ 
felfeldern und Kohlenbalden durch die Ar- 
beitsloſen (Kattowitzer Zeitung“ Nr. 242, 20. 10. 1933; 
„J. K. C.“ Nr. 301, 30. 10. 1933. Vergl. auch die Kattowitzer 
Kommuniſtenprozeſſeh reden eine gar zu eindrucksvolle Sprache. 
Umſo ſchwerer wiegt der Umſtand, daß die bisherigen Ver- 
ſuche der Regierung zur Milderung der Ar ⸗ 
beltsloſigkeik — von ihrer Beſeitigung kann überhaupt 
nicht die Rede fein! — als durchaus fehlgeſchlagen 
zu bezeichnen find. Das lehrt deutlich auch die folgende Dar- 
ſtellung, in der u. a. ausgeführk wird: 

Während im Herbſt 1929 in Oſtoberſchleſien kaum 4000 Ar- 
beilsloſe regiſtriert worden ſeien, ſei deren Zahl bis März 1931 
bereits auf 65 000, bis Dezember 1932 auf 185000 regiſtrierte (!) 
Arbeitsloſe geftiegen und habe ſich ſeilher in jedem Monat um 
weitere Tauſende erhöht. Um die Not dieſer Arbeitsloſenmengen 
zu lindern, ſeien von den Sozialfürſorgeämtern Wohlfahrtsein⸗ 
richtungen (Speiſungen, Verkeilung von Lebensmitteln, Kleidung 
und Brennſtoffen) geſchaffen worden. Kotftandsarbeiten, bis Ende 
1932 kaum verſucht, ſeien erſt im laufenden Jahre in ſtärkerem 
Maße — aber immer noch in ſehr beſcheidenem Rahmen — in 
Angriff genommen worden. Em Herbſt 1933 ſeien im Kreiſe 
Nybnik die erſten Verſuche mit dem Freiwilligen Ar- 
beitsdienft — jedoch vorwiegend nur für die aus dem Heeres. 
dienſt zurückkehrenden Reſerviſten — gemacht worden. „J. K. C.“ 
Nr. 244, 3. 9. 1933.) 

Für das geplante Programm der Notſtandsarbei⸗ 
ten (Straßen-, Eifenbahn- und Flußregulierungsarbeiten) ſollen 
die ſchleſiſchen Kommunen von dem Spzialfürforge-Minifterium 
den recht beſcheidenen Betrag von 10 Millionen Zloty 
(davon 4,1 Millionen für unqualifizierte Arbeit!) angewieſen er- 
halten, wozu eventuell der ſchleſiſche Wojewodſchafts-Landtag wei- 
tere Beträge anweiſen wird. 

Als Mittel zur Milderung der Arbeitsloſigkeit ſeien ferner 
(in einer dem Schleſiſchen Wojewodſchaſts-Landtag vorgelegten 
Denkjchrift) Ausbau des Klein(Schreber-)gartenweſens bzw. Stadt. 
randſiedlungen für Erwerbsloſe vorgeſchlagen worden. 

Alle dieſe Maßnahmen ſeien aber fo gut wie erfolglos ge- 
blieben. „Weder die charitativen Aktionen noch die öffent- 
lichen Arbeiten ... oder die Pläne . .. der Erwerbslosen- 
Siedlung haben größeren Einfluß auf eine Verringerung der 
Erwerbslosigkeit geübt. Die Arbeitslosigkeit in Schlesien 
wächst dauernd... 

Dabei ſei noch zu bedenken, daß won den ſogenannten „be- 
ſchäftiglen“ Arbeitern ein ſehr erheblicher Teil nur Kurzarbeit 
leiſte oder in regelmäßigem Turnus zwiſchen Beſchäftigung und 
Arbeitsloſigkeit wechſle. Aber auch dieſe Methoden der „Arbeits- 
ſtreckung“ ſeien erfolglos geblieben. a 

Wenn auf Oſtoberſchleſien mehr als ein Drittel der geſamken 
Arbeitsloſen Polens käme, fordere dieſe GSozialkafa- 
ſtrophe energiſch Abhilfe, nicht allein aus ſozialen und wirk- 
ſchafllichen, jondern- vor allem aus poliliſchen Gründen. 

„Eine weitere Steigerung der Arbeits- 
losenziffer in dem Gebiet, das unmittelbar 
an der Grenze mit Deutschland liegt, kann 
in Zukunft Folgen zeitigen, die höchst un- 
günstig für unsere gesamte -Staatspolitik 
sind..., (nämlich durch) Vorbereitung des geeigneten Bo- 
dens sowohl für jegliche Umsturzpropaganda als auch für die 
deutsche Agitation. Aber nicht nur die politischen Erwägungen 
und die Rücksichten auf die öffentliche Sicherheit zwingen 
uns, die Frage der Arbeitslosigkeit in 
Schlesien mit größter Sorge zu behandeln. 
Dieses am stärksten industrialisierte, am dichtesten besiedelte 
Teilgebiet Polens, muß in dem Programm unseres Kampfes 
gegen die Wirtschaftskrise eine erstklassige Rolle spielen.“ 

Vor allem gelte es doch, die induſtriellen Betriebe Oſtober⸗ 
ſchleſiens um jeden Preis zu erhallen, denn, beſtünden ſie nicht, 
müßten fie neu geſchaffen werden. Die Fundſlätte der Kohle ſei 
der natürliche Standort der Schwerinduſtrie. 
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„In der politischen Lage, in der sich Polen befindet, kann 
nur ein hoch industrialisierter Staat leben und sich entwickeln, 
Das gilt sowohl für die Verteidigung des Staates gegen eine 
Invasion der Nachbarn als auch für die wirtschaftliche 
Autarkie. Früher oder später muß Polen seine Nachbarn hin- 
sichtlich der zivilisatorischen Entwicklung einholen ...“ 

Polen müffe 3. B. fein Verkehrsnetz verbeſſern und die wirt⸗ 
ſchaftlich rückſtändigen Gebiete, beſonders im Oſten des Staates, 
heben; d. h. die ſchleſiſche Kohle dürfe nicht allein ein (war 
für die polniſche Handelsbilanz ſehr erwünſchter) Erportartikel 
ſein, ſondern müſſe vor allem ein Hauptgegenſtand des Binnen- 
marktes werden. 

„Polens öffentliche Meinung, die trotz allem so oft nur für 
ihre lokalen Sorgen lebt, von weiser synthetischer Behandlung 
der grundlegenden nationalen .. „ sozialen und staatlichen 
Probleme leider weit entfernt ist und es fertig bringt, die 
Schwerindustrie Oberschlesiens als notwendiges Übel, das die 
Arbeitslosigkeit hervorbringt, anzusehen; diese öffentliche Mei- 
nung, die vor relativ so kurzer Zeit die Front zum Meere 
wandte, muß bald und schnell die Front Schlesien zuwenden.“ 

Wenngleich Polen auch als Muſter für ſeinen Kampf gegen 
die Arbeitslofigkeit weder den ruſſiſchen Fünf⸗ 
jahresplan noch das deutſche Vierjahrespro- 
gramm kopieren könnte, müſſe doch unbedingt zugegeben 
werden: 

„Sofern es sich um Oberschlesien han- 
delt, genügt der liberal- kapitalistische 
Grundsatz... nicht mehr. Dort, wo die „Über- 
produktion“ zusammenbricht und „Uberarbeitslosigkeit“ 
schafft, auf einem sozial, national und politisch so exponierten 
Abschnitt wie Oberschlesien, muß man ganz andere Mittel 
suchen, um der Lage Herr zu werden.“ 

Da die bisherigen Mittel: Wohlfahrtsfürſorge, Notſtandsarbei⸗ 
ken, Siedlungsverſuche uſw. verſagt hätten, müſſe man jetzt (alſo 
zwölf Jahre nach der Losreißung des Induſtriegebietes aus dem 
deutſchen Wirtſchaftsperbandel) Oſtoberſchleſien wirklich in die 
polniſche Volkswirtihaft einbauen, um ſeiner Induſtrie den Ab- 
ſatz ihrer Produkte zu ſichern. 

„Angesichts des Niederganges des internationalen Mark- 


tes. ist die Industrie produktion Schle- 
siens in erster Linie auf den Binnenmarkt 
umzustellen. Wir müssen uns zu irgend- 


einem Plan in dieser Richtung aufraffen.“ 

Die öffentliche Meinung Polens müſſe früher oder ſpäter ein- 
ſehen, daß „die Angliederung dieses uralten Piastenlandes an 
die Republik (Polen) nicht nur eine Frage unseres National- 
gefühls und der Staatsraison, sondern auch das wichtigste wirt- 
schaftliche und politische Problem Polens ist. Als Gegenwert 
dessen, was Schlesien von uns erhalten hat — Schule, Bil- 
dung, Kultur und polnischen Geist — müssen wir von Schle- 
sien ein Maximum seiner Produktion abnehmen und die Kul- 
tur, den Zivilisationsgrad der materiell rückständigen Ost- 
gebiete Polens heben. Die Steigerung des Beschäftigungsstan- 
des in Schlesien, der Kampf mit der Arbeitslosigkeit in Schle- 
sien — muß darauf abzielen, das Gleichgewicht zwischen der 
Industrieproduktion Schlesiens und . .. der Organisation plan- 
mäßigen Verbrauchs dieser Produktion in den übrigen Gebie- 
ten Polens zu bewahren.“ 

[Dr. W. Ortowski, Kattowitz; in: „Codzienna Gazeta 

Handlowa“ Nr. 254, 6. 11. 1933] 


Neue Forderungen zur Hebung der Konkurrenzfähigkeit 
des Goͤingener Hafens gegenüber Danzig. 

Nachdem bereits vor einiger Zeit Gdingener Handelskreiſe 
weitere Förderung des Gdingener Hafens, z. B. durch Vermeh⸗ 
rung der Zahl der dort tätigen Beamten, durch Erweiterung der 
Kompetenzen der Gdingener Hafenverwaltung uſw. (vornehmlich 
zur Abwehr der Konkurrenz der deukſchen Häfen! „Codzienna 
Gazeta Handlowa“ Nr. 241, 20. 10. 1038) gefordert hatten, hat 
anfangs November — diesmal, um die Auswirkungen der in Aus- 
führung der September -Abkommen erfolgten Gebührenſenkung 
im Danziger Hafen zu überkompenfieren! — der „Ausſchuß 
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der Gdingener Hafenintereſſenten“ („Rada 
Interesentöw Portu Gdyfiskiego“) dem Leiter des GSeedeparte- 
ments im polniſchen Handelsminiſterium auf deſſen Erſuchen Vor- 
ſchläge und Forderungen zur weiteren Hebung der Konkurrenz- 
fähigkeit des Gdingener Hafens vorgelegt. Aus dem Inhalt dieſer 
Denkſchrift teilt die offiziöfe „Gazeta Polska“ jetzt folgendes mit: 

Bisher ſei in dem Konkurrenzkampf Gdingens kontra Danzig 
der Haupttrumpf Gdingens die geringe Höhe ſeiner Umfchlags- 
koſten geweſen, der gegenüber alle ſonſtigen Vorzüge des Dan- 
ziger Hafens bedeutungslos geworden ſeien. Nachdem aber jetzt 
die Danziger Hafengebühren „künſtlich“ dem Gdingener Niveau 
angepaßt worden ſeien, überdies Danzig durch die verkraglich ge- 
ſicherten Mindeſtumſchlagskontingente zweifellos privilegiert wor- 
den ſei, müſſe ſich in Zukunft die Tatſache, daß Danzig gegenüber 
dem jungen, in mancherlei Hinſicht unfertigen Hafen Gdingen 
über hohe Tradition und Erfahrung verfüge, in erhöhter Schärfe 
geltend machen. Es ſei unerläßlich, dieſe Mängel Gdingens ſchleu⸗ 
nigſt zu beheben: das aber erfordere weitere Staatshilfe. 
Wenn der Gdingener Hafenbetrieb bereits Überſchüſſe erziele, 
jeien dieſe nicht an den Skaalsſchatz abzuführen, ſondern ganz 
oder teilweife zur weiteren Vervollkommnung des Gdingener Ha- 
fens zu verwenden, um Danzigs Vorſprung einzuholen. Danzigs 
Überlegenheit zeige 3. B. folgender Vergleich: 


Danzig Gdingen 
Zahl der Hafenbetriebsbeamken 52 2¹ 
„ „„ Lokſen 58 10 
„ „Zollbeamten im Hafen 600 164 
Verfügbare Propagandamitfel 53 000 31. 14 000 3. 


Die Zahl der Zollbeamten ſei 3. B. in Gdingen gegenüber 
1932 gerade um 13 % erhöht worden, obwohl bereits in den 
erſten acht Monaten des Jahres 1933 8 003 Zolldeklarakionen 
gegenüber 5 400 im ganzen Jahre 1932 abgegeben worden ſeien. 

Beſondere Aufmerkſamkeit fordere nach der Denkſchrift die 
Frage der Warenkredite in Gdingen. Während dieſe 
Kredite in Danzig von den Privatbanken ſchnell und leicht zu 
erlangen ſeien, ſei das Verfahren in Gdingen bei der hier allein 
in Frage kommenden „Landeswirkſchaftsbank“ ſehr umſtändlich 
und dazu koſtſpieliger. Der gleiche Mangel ſei bei den Zoll- 
krediten zu verzeichnen, bei denen Gdingen zwar Danzig theo- 
retiſch gleichgeſtellt ſei, wegen des umſtändlichen Verfahrens aber 
kaum eine Gdingener Firma ſolche Kredite in Anſpruch ge- 
nommen. 

Dieſe und ähnliche Fragen müßten jetzt von den entjcheiden- 
den Stellen ſehr aufmerkſam verfolgt werden, „um nicht bei 
der sehr intensiven Konkurrenz der deutschen Häfen und den 
angeglichenen Arbeitsbedingungen gegenüber Danzig zurück- 
zubleiben.“ („Gazeta Polska“ Nr. 303, 2. 11. 1933.) 

Es ſei nur bemerkt, daß nach den Lehren der vergangenen 
Jahre die baldige Erfüllung dieſer Poftulate 
kaum zweifelhaft erſcheint, damit aber die praktiſche Be- 
deutung des Warſchauer Abkommens für den Danziger Hafen in 
mancher Hinſicht aufgehoben werden dürfte. 


Polens Kampf gegen die deutſchen und die Aoͤriahäfen. 

Über dieſe Frage führt ein Aufſatz in der Zeitſchrift des 
„Zentralverbandes der polniſchen Industrie“ ungefähr aus: 

Seit drei Monaken kämpfe Polen für ſeine Häfen auf zwei 
Fronten: 1. gegen die deutſchen Häfen (Stettin, Hamburgh, 
2. gegen die, beſonders von den öſterreichiſchen Bahnen unter- 
ſtützten, Adriahäfen Italiens. Das Kampfobjekt ſeien, wie jeiner- 
zeit bei dem Kampf zwiſchen Hamburg und Trieſt, die Gebiete 
Mitteleuropas, beſonders die Tſchechoflowakei. 

Deutſchlands Kampfmaßnahmen vom 20. 7. 1933 gegen den 
Tranſit durch Polen glichen (auf Grund des deutſch⸗tſchechiſchen 
Hafentarifs, des Ausnahmetarifs SD 6) bei Feſtlegung beftimmter 
Mindeſtſätze pro to-km die Tarife nur für Stettin voll an, für 
Hamburg ſeien — wegen ſeiner günſtigeren Seefrachten — die 
Tarife um 0,25 Mark pro dz höher. Ein ähnlicher Ausgleich 
ſei — jedoch nur beſtimmte Waren — im Eiſenbahnflußverkehr 
auf der Oder (Umladung in Koſel, Oppeln, Breslau) geſchaffen 
worden. 1 


Auf Anregung der Bahnen Sſterreichs und Italiens ſeien nach 
einem Monat enkſprechende Maßnahmen ſeitens der Intereſſenten 
des Tarifverbandes Tihechojlowakei— Adria (Sſterreich, Ungarn, 
Italien, Südjlavien) für Transporte von der Tſchechoſlowakei nach 
Trieſt, Fiume, Pola und Rovigno erfolgt, in erſter Linie zwar 
gegen den Tranſit durch Polen gerichtet, danach aber auch gegen 
die deutſchen Maßnahmen, die das Münchener Abkommen von 
1928 (Teilung der Intereſſenſphären Hamburgs und Trieſts) ver- 
letzt hätten. Für Italien hätten auch politiſche Erwägungen eine 
Rolle geſpielt. 

Sharakteriftiich für die Maßnahmen der deutſchen ſowohl wie 
der Adriahäfen ſei, daß überall ausdrücklich die Möglichkeit 
individueller Frachtnachläſſe gewahrt bleibe, den offiziellen Min- 
deſtſätzen käme nur die Rolle des Deckmankels zu. 

„Die bisherige Praxis bietet genügenden Grund zu der An- 
nahme, daß nötigenfalls diese Sätze ... sogar unter die Trans- 
portselbstkosten heruntergehen werden können.“ 

Dieſe Maßnahmen ſeien für Polen keine Überraſchung ge- 
weſen, da fie nur den de facto beſtehenden Sachverhalt beſtäligt 
hätten, beſonders bei den öſterreichiſchen Bahnen, die im eigenen 
Intereſſe heimlich Trieſt unkerſtützt hätten. Es ſei übrigens irrig 
anzunehmen, daß die Tarife das Alpha und Omega der Hafen- 
konkurrenz ſeien. Sie ſelen nur einer der beiden relativ ſtarren 
Transporthoſtenfaktoren (von dem dritten, wejentlich elaſtiſcheren 
Faktor der Seefrachten ſei abgefehen!). Die Tagespreſſe habe die 
Konkurrenzfrage ausſchließlich unter dem Geſichlspunkt der Ta— 
rife behandelt und ſei daher zu unzulänglichen Ergebniſſen ge- 
langt, denn immer ſei der nicht minder wichlige Koftenfaktor der 
Umſchlagskoſten überſehen worden. 

„Und hier ist von vornherein festzustellen, daß die Diffe- 
renzen zwischen den deutschen und polnischen Häfen — zu 
Ungunsten der polnischen Häfen — sehr bedeutend sind. Die 
Umschlagskosten sind in den deutschen Häfen. 
vor allem in Hamburg, vielfach niedriger 
als in Gdingen und Danzig. Infolgedessen sind 
die Fälle nicht selten, in denen sich die Lenkung des Trans- 
ports, und zwar eines Transports aus Polen, nach Hamburg 
billiger als nach den polnischen Häfen kalkuliert. Hamburgs 
Transportwirkung wurde keineswegs aus 
Polen zugunsten Gdingens und Danzigs be- 
seitigt. Fast alle Transporte wertvollen Stückgutes aus 
Polens südwestlichen Industriegebieten entfliehen nach Ham- 
burg, direkt auf Grund des deutschen Ausnahmetarifs SD 5 
oder, was gar noch öfter vorkommt, über Oderberg, zuerst 
auf Grund des polnisch-tschechischen, dann des analogen 
deutsch-tschechischen Verbandtarifs. Der wichtigste ... Grund 
aber ist die Differenz der Umschlagskosten. Während die mit 
Hamburg arbeitenden Spediteure beim Stückgutumschlag den 
Einheitssatz von 0,55 Mark pro dz, bei kleinen Ladungen unter 
3 dz 1,10 Mark berechnen, schwanken die Sätze der Gdingener 
Spediteure bei Mengen über 3 dz von 2,50—6,60 Zloty und 
steigen bei Mengen unter 3 dz bis auf 7,50 Zloty. Diese un- 
geheuren, oft mehrere hundert Prozent betragenden Diffe- 
renzen, werden gewöhnlich damit erklärt, daß die Hapag den 
Spediteuren entsprechend hohe Provisionen oder Entschädi- 
gungen zahle. Das ist sicher richtig, erklärt aber .. die 
Lage nur zum Teil... 

Ähnlich stellt sich die Frage der Umschlagskosten beim 
Massengüterumschlag dar. Hier gibt es keinen Umschlagssatz, 
der für Hamburg zu gering wäre, falls bedeutendere Trans- 
porte in Frage kommen. Uns ist ein Fall bekannt, wo Ham- 
burg den unerhört niedrigen Satz von 0,10 Mark pro to, bei 
14 Tagen freier Lagerung, anbot. Es handelte sich um einen 
Transport von 40000 to aus Polen, und eben durch diesen 
Satz wurde, natürlich mit Hilfe des deutschen Ausnahmetarifs 
SD 5, dieser Transport nach Hamburg gezogen.“ 

Hingewieſen wird noch auf den mittelbaren Einfluß, den das 
Konkurrenzverhälfnis der deutſchen Häfen zu den holländiſchen 
Häfen bzw. zu Trieſt auf den Kampf gegen die polniſchen Häfen 
ausübe. Beſonders wichtig ſei hier die Rolle Trieſts, da 
u. a. ſchon von italieniſcher Seite darauf hingewieſen worden ſei, 
daß die Grenzlinie des Trieſter Hafenbereichs in der Tſchecho— 


ſlowakei weiter nördlich verlaufen müſſe. Eine Erfüllung dieſer 
italleniſchen Wünſche würde nicht nur die Intereſſen der deut- 
ſchen, ſondern auch der polniſchen Häfen beeinträchtigen. 5 

Zu beachten ſei auch, daß weniger die Maßnahmen der drei 
Streitgruppen ausſchlaggebend ſeien, ſondern vor allem die In⸗ 
tereſſen der Eiſenbahnen Sſterreichs und der Tſchechoſlowakei. 
Während die Inkereſſen der Tſchechoſlowakei recht kompliziert ge- 
lagert ſeien, ſeien Oſterreichs Bahnen nur an Trieſt intereſſtert. 
Das fei umſo bedeutſamer, als heute politiſche Rückſichten auf 
Deulſchland entjielen, habe doch der „Sſterreichiſche Volkswirt“ 
kürzlich unzweideulig erklärt: „Öfterveih hat die Unkerſtützung 
der Häfen als feine Pflicht angeſehen ., häufig haben poliliſche 
Rückfichten zugunſten des Reiches entſchieden, wo die Wirkſchafts⸗ 
intereffen nach Trieſt hinwieſen. Die völlige Wandlung der deuf- 
ſchen Politik zwingt Sſterreich jetzt, ſich an dieſen Hafen zu er- 
innern, der trotz der italieniſchen Herkunft ſeiner Bevölkerung 
ein halbes Jahrkauſend lopal öſterreichiſch war.“ 

Die Ausſichten des Konkurrenzkampfes wer- 
den ſchlleßlich wie folgt beurkeill: 

„Er währt noch zu kurze Zeit, als daß man... irgend- 
welche Folgerungen für die Zukunft ziehen könnte. Ebenso 
darf man sich nicht einbilden, daß er in relativ kurzer Zeit 
beendet sein könnten Lange Zeit wird vergehen, 
bis es gelingen wird, das gestörte Trans- 
portgleichgewicht wieder herzustellen und 
zu irgendeinem Vertrage zu kommen, 
dessen grundlegende Sätze bei der heu- 
tigen Lage nicht vorausgesehen werden 
können. Jedenfalls ist aber die Position der polnischen 
Bahnen und Häfen im gegenwärtigen Moment recht stark. Die 
polnischen Bahnen hatten den sehr glücklichen, bisher fast 
nie angewandten Einfall, direkt an die größeren Kunden heran- 
zutreten .. . Einen gewissen Einfluß zugunsten der polnischen 
Häfen und Bahnen übt auch die Boykottaktion gegen Deutsch- 
land aus. In einem Wort, die Lage ist für uns 
nicht übel. Die Transportkosten sind billiger, es bliebe 
nur die Frage der Umschlagskosten zu regeln... Die End- 
ergebnisse des gegenwärtigen Kampfes sind 
nicht vorauszusehen. Eins nur scheint keinem Zwei- 
fel zu unterliegen: ... daß er tiefgehende Spuren hinterlassen 
wird und bedeutende Wandlungen in den bisherigen Richtun- 
gen der mit Mittel- und Südosteuropa verbundenen Trans- 
portwege hervorrufen kann.“ 

[A. M. Matoga-Ferus; in: „Przeglad Gospodarczy“ Nr. 21 

(1. 11. 1933), S. 770—772.] 


Die „ſchädliche“ Tätigkeit der deutſchen Banken 
im Korridorgebiet. 


Unter der Überſchrift „Retten wir die polnischen Banken 
des nördlichen Pommerellens!“ wendet ſich die „Codzienna Ga- 
zeta Handlowa“ gegen die (angeblich aus Mikteln der deutſchen 
„Oſthilfe“ finanzierte!) Tätigkeit der deulſchen Banken im Kor⸗ 
ridorgebiet, wobei u. a. die Behauptung aufgeſtellt wird, daß die 
wichtigste Aufgabe dieſer Inftitute der deutſchen Minderheit 85 
beſtände, die polniſchen Sparkaffen und Genoſſenſchaften zu ſchw . 
chen oder gar zu vernichten. Dieſer Kampf werde von ihnen ſo 
ſcharf und erfolgreich geſührt, daß heute eine ganze 
Reihe von Kommunalſparkaſſen in Pomme- 
rellen in ihrer Exiſtenz bedroht ſei (welche be- 
trübliche Tatſache aber nicht durch die deutſche Konkurrenz, jon- 
dern höchſt einfach durch die anhaltende Agrarkriſe, deren kafa- 
ſtrophale Folgen hier wiederholt erwähnt worden find, zu er- 
klären if). Rafche Staatshilfe ſei daher unerläßlich. 

„Der wirtschaftliche Druck der Deutschen wirkt parallel zu 
dem politischen Druck und soll den Deutschen die erneute 
Besitzergreifung Pommerellens ermöglichen. Gegenwärtig ist 
der deutsche Angriff bestrebt, unsere Institute zu zerschlagen, 
sie zu vernichten und in den Augen der öffentlichen Meinung 
zu diskreditieren, bzw. die Polen wirtschaftlich von sich ab- 
hängig zu machen. Die Erschütterung eines polnischen Bank- 
institutes birgt eine doppelte Gefahr in sich: sie diskreditiert 
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das Institut und schreckt den (polnischen!) Bürger davon ab, 
sich als Genossenschaftsmitglied oder durch moralische Unter- 
stützung der Kommunalsparkasse zu engagieren. In weiterer 
Folge untergräbt sie das Vertrauen zu der polnischen Wirt- 
schaftsarbeit, verringert den moralischen Kredit Polens bei 
der Bevölkerung. .. (und bewirkt) eine Schwächung des 
polnischen Elements in diesem Gebiet.“ 

Das ſei ganz unzuläſſig: die Staatsraifon for- 
dere raſche und ausgiebige Hilfe für die pol- 
niſchen Spar- und Kreditinſtitute im Korri- 
dor. Zwar überfchreite dieſe Aufgabe die finanziellen Möglich- 
keiten der örtlichen Filialen der ſtaaklichen Banken und erfordere 
die Inkervention des Finanzminiſteriums — 
eventuell in Verbindung mit der für die Enkſchuldung der Land- 
wirtſchafk ins Leben gerufenen Akzepkbank — doch ſei die aus 
nakionalpolitiſchen Gründen unerläßliche Sanierung — durch Ab- 
löſung der landwirkſchaftlichen Kredite bei den Kommunalſpar⸗ 
kaſſen und Kredilgenoſſenſchafken der ſechs nördlichen Kreiſe der 
Wojewodſchaft Pommerellen (rund 7 Millionen Zloty) — ohne 
weiteres möglich, falls die Bank Polski die Rediskont-Kon⸗ 
kingenke dieſer Inſtitute entſprechend erhöhen würde. 

„Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 254, 6. 11. 1933. 


Kataſtrophale Wertverminderung der lanoͤwirtſchaſt⸗ 
lichen Nutzfläche Polens. 

Wie in früheren Berichten (Nr. 3, S. 14*, Nr. 4, S. 155% 
gezeigt worden ift, iſt die Rentabilität der polniſchen Landwirt- 
ſchaft in den letzten Jahren durch die anhaltende Wirtſchaftskriſe 
jo gut wie gänzlich vernichtet worden. Dieſe Takſache, die u. a. 
zu maſſenhaften Zwangsverſteigerungen geführt hat, konnte jelbit- 
verjtändlich nicht ohne Einfluß auf die Geſtaltung der Bodenpreiſe 
bleiben. Über deren geradezu kataſtrophale Entwicklung jührte 
kürzlich eine unabhängige Quelle ungefähr folgendes aus: 

Die polniſche Landwirtſchaft verfügt gemäß der letzten Volks- 
zählung von 1931 über 25 589 000 ha Boden — 67,5 % der Ge- 
ſamkfläche Polens. Der Werk dieſes Bodens vermindere ſich von 
Tag zu Tag — unter der Wirkung eines geheimnisvollen Ge— 
ſetzes, des „Geſetzes der Kriſe“, das jegliche Werkberechnung 
umſtoße. 

„Unlängst — nämlich 1928 — zahlte man bei Gütern von 
über 10 Ackerhufen für den Morgen Land in der Wojewod- 
schaft Warschau 1 200 800 Zloty, in der Wojewodschaft 
Lublin 1 300—2 000 Zloty, in der Wojewodschaft Lodz rund 
1200 Zloty, in der Wojewodschaft Bialystok rund 1 000 Zloty, 
in den Wojewodschaften Wilna und Polesie 500 Zloty, in der 
Wojewodschaft Posen 700 Zloty, in Pommerellen 600 Zloty. 
und in den vier Wojewodschaften Kleinpolens (— Galiziens) 
bis zu 3 000 Zloty. 

Im Laufe von fünf Jahren sind, nachdem das „Gesetz 
der Krise“ seine Wirkung begann, von diesen Preisen nur 
noch Schatten übrig geblieben. In den letzten Tagen wurden 
Transaktionen getätigt: in der Wojewodschaft Warschau gar 
zu 400 Zloty (für den Morgen), in den Wojewodschaiten Lublin 
und Lodz zu 500 Zloty, in der Wojewodschaft Bialystok zu 
200 Zloty, in Polesie zu 80 Zloty, im Wilnagebiet zu 120 Zloty, 
im Posenschen zu 300 Zloty, in Pommerellen zu 250 Zloty 
und in Kleinpolen zu 1000 Zloty. 

Vergleichen wir diese beiden Zahlenreihen, so sehen wir 
auf den ersten Blick, daß im Jahre 1928 die Schätzung des 
Bodens in Hunderten und Tausenden Zloty für den Morgen 
erfolgte, während heute einige zehn Zloty bereits ansehnliche 
Positionen darstellen. Eine weitere Analyse offenbart die 
Tragödie der Wojewodschaft Polesie, in der 
bebautes Land den Wert unberührter Kolo- 
nisationsgebiete in den Urwäldern Brasi- 
liens darstellt. Ziemlich das gleiche Schicksal ist dem 
Wilnagebiet zuteil geworden. Boden von hoher land- 
wirtschaftlicher Kultur kann man im Posen- 
schen und in Pommerellen wörtlich „halb 


umsonst‘ erstehen. Einzig in Kleinpolen (Galizien), wo 


der Landhunger am größten war und ist, erreicht der Boden- 
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preis, trotz der bedeutenden Devalvation, noch das Höchst- 
niveau von 1000 Ztoty. Während vor fünf Jahren der Morgen 
für den ganzen Staat einen Durchschnittswert von 1100 Zloty 
darstellte, bewegt sich dieser Durchschnittswert ge- 
genwärtig um 370 Zloty, beträgt also ein Drittel 
des Wertes von 1928. 

Das „Gesetz der Krise“ hat nicht nur größere Werte an- 
gegriffen, sondern macht sich auch Wirtschaften, die einige 
zehn Morgen umfassen, fühlbar und vermindert deren Wert 
um mehr als 50 %, obwohl es an Käufern für derartige Wirt- 
schaften nicht mangelt. Die katastrophale Wert- 
ver minderung des Bodens ist von nachtei- 
liger Wirkung auf den Wert des National- 
vermögens. Wenn 1928 unser Nationalvermögen auf den 
Betrag von 138 843 Millionen Zloty festgelegt wurde — wobei 
die land wirtschaftliche Nutzfläche den bedeutenden Posten von 
51178 Millionen Zloty darstellte — so erwächst bei dem Ab- 
sinken des Durchschnittspreises von 2 Och auf 660 Zloty pro 
ha dem Nationalvermögen allein bei dies einen Position ein 
Verlust von nicht weniger als’3 740 Millio- 
wen Zloty 

Und die Aussichte ı auch nur für die allernächste Zukunft? 
Keine. Solange das „Gesetz der Krise“ unumschränkt herrscht, 
kann man nichts voraussehen, nichts berechnen. Im Zusam- 
menhang mit dem natürlichen Bevölkerungszuwachs, der wei- 
teren Beschränkung der Auswanderung und dem Sterben der 
Industrie wächst der Landhunger von Tag zu Tag und stei- 
gert die Bodennachfrage. Diese Nachfrage aber besteht bei 
uns seit jeher, seit Jahrzehnten; und sie konnte sogar damals 
nicht befriedigt werden, als günstige Bedingungen vorlagen: 
als der Landwirt im Lande und bei der Auswanderung ver- 
diente, als weder Käufer noch Verkäufer durch das Netz viel- 
fältiger, verwickelter Vorschriften behindert wurden, als die 
politische Konjunktur Bodenflächen in die Hände von Land- 
losen, Kleinbauern und Amtspersonen zu drängen schien, 
Heute gehören trotz der gesteigerten Nach- 
frage nach Land Transaktionen zu den Sel- 
tenheiten. Selbst wenn der Preis eine wei- 
tere Senkung erfahren sollte, ist massen- 
hafter Bodenumsatz unmöglich, weil ihn 
niemand — weder ein Einzelner, noch auch 
der Staat — zu finanzieren vermag.“ 


[,‚Depesza“-Warschau Nr. 25, 6. 11. 1933.] 


Niedergang der landwirtſchaſtlichen Rentabilität Polens 
unter das Exiſtenzminimum. 

Zu unſerem Bericht in Nr. 4, S. 15“, ſei (nach einer Stimme 
der Oppoſition!) nachgetragen: Das Staatliche Landwirtſchafts- 
forſchungsinſtitut in Pulawy hat für die bäuerlichen Betriebe 
Polens (2—50 ha) folgende Durchſchniktserkräge ermittelt: 

1926/27 1927/8 1928/9 1929/30 1930/31 
Ertrag insgeſamt 3353 4037 3321 2560 1391 31. 
Ertrag pro ha 248 295 245 188 108 Zl. 

In dem Wirtſchaftsjahr 1930/31 ſeien folgende Durchſchnitts⸗ 

erträge zu verzeichnen: 

bei 2-3 ha 3-5 ha 5-10 ha 10-15 ha 15-30 ha 30-50 ha 
Ertrag insgeſamt 860 1035 1386 1684 1282 174931. 
Erkrag pro ha 355 260 188 138 62 473. 

Je größer alſo der Betrieb, umſo geringer der Hektarerfrag! 

Überaus fraurig ſei dementſprechend der Tagesverdienſt pro 
Familienmitglied, nämlich: 1926/27 knapp 6 Zloty, 1927/28 — 
7,31 Zloty, 1928/29 — 6 Zloty, 1929/30 — 4,30 Zloty, 1980/31 — 
2,33 Zloty, 

Das ſteuerpflichtige Einkommen der Landwirtſchaft ſei im glei- 
chen Verhältnis geſunkzen. Nach Abzug der geſetzlich zuläſſigen 
Werbungskoſten bleibe das ſteuerpflichtige Einkommen gewöhnlich 
unter dem ſteuerfreien Exiſtenzminimum von 1 500 Zloty. Hier ſei 
folgende Entwicklung feſtzuſtellen: 


Steuerpflichtiges bei Betrieben von 

Reineinkommen 2-3ha 3-5ha 5-10 ha 10-15 ha 15-30 ha 30-50 ha 
1927/28 770 1060 1756 2847 4203 7302 31, 
1930/31 472 341 671 925 16 946 31. 


Nachdem alſo ſchon in den Jahren guter Konjunktur erſt bei 
Betrieben von über 5 ha ſteuerpflichtiges Einkommen erreicht 
worden jei, ſeil bereits 1930/31 bei ſämtlichen 
Bekriebsgrößen bis zu 50 ha das ſteuer⸗ 
pflichtige Mindeſteinkommen von 1500 3ttoty 
überhaupt nicht mehr erzielt worden. Seither 
aber habe ſich die Lage der Landwirtſchaft bekanntlich nur noch 
weiter verjchlimmert, 

Das Forſchungsinſtitut habe das Ergebnis ſeiner eingehenden 
Unkerſuchungen dahin zuſammengeſaßt, daß 

„der Reinertrag der bäuerlichen Wirtschaften 1931 auf 27 
Zloty pro ha gesunken ist, daß das in diesen Wirtschaften 
tätige Kapital nur noch mit 0,67 % verzinst wird und der 
ganze Besitz einen Ertrag von knapp 0,19 % liefert. Der 
Tages verdienst des Landwirtes für die Arbeit 
auf dem eigenen Boden ist eine negative Ziffer geworden und 
beträgt — minus 1,39 Zloty, 


L. Polonia“ Nr. 3267, 12. 11. 1933. ] 


Gefahr für die polniſche Handelsbilanz. 

Aus den vorläufigen Berechnungen des Staliſtiſchen Haupt- 
amts in Warſchau für die polniſche Ein- und Ausfuhr in den 
erſten acht Monaten bes Jahres 1938 ergibt ſich eine weitere Ver⸗ 
ſchlechterung der polniſchen Handelsbilanz. Zwar iſt die Einfuhr 
weiter abgedrofjelt worden, noch ſtärker aber iſt im gleichen Zeit- 
raum die Ausfuhr abgeſunken. Es betrugen nämlich 

Jan. / Aug. 1933 Jan. / Aug. 1932 


Einfuhr 522 Mill. JE | 570 Mill. 31. — 48 Mill. 31. 
Ausfuhr 590 Mill. 34. 706 Will. Zl. — 116 Will. Zl. 
Aktiv ſaldo + 68 Will. 3 . 186 Mill. 31. — 68 Mill. Zl. 


Sollte ſich in den reſtlichen vier Monaten des laufenden Jah- 
res die polniſche Handelsbilanz in der gleichen Richtung weiter 
entwickeln, jo würde ſich alſo für das ganze Jahr 1933 ein Aus- 
fuhrüberſchuß von knapp 100 Millionen Zloty (— ca. die Hälfte 
des vorjährigen Ausfuhrüberſchuſſes) ergeben. 

[Polonia Nr. 3214 vom 19. 9. 1933.] 


Die Ausbauplane für das polniſche Flugliniennetz. 


Zu den Plänen einer polniſchen Fluglinie nach Skandi- 
navien (vergl. Nr. 3, S. 13“) keilt die polniſche Preſſe mit, 
daß Vertreter ſchwediſcher Luftverkehrsgeſellſchaften bereits in 
Warſchau über eine Verlängerung der beſtehenden Fluglinie 
Warſchau— Danzig nach Malmö verhandeln. Hierbei ſoll eventuell 
auch die Frage einer Verlegung des Flughafens 
von Danzig nach Gdingen berührt werden, „da das 
den polnischen Passagieren ermöglichen würde, diese Flug- 
linie ohne die Paß- und sonstigen Schwierigkeiten zu benutzen, 
die sie auf Danziger Gebiet antreffen.“ (0 

Der Ausbau des polniſchen Flugliniennetzes wird eine weitere 
Förderung erfahren, falls die demnächſt aufzunehmenden deufjch- 
polnischen Verhandlungen über die Errichtung einer direkten 
Fluglinie Berlin — Warſchau erfolgreich ſein ſollten. 

Ein weiterer Ausbau des Neßes ſoll geſichert werden durch 
die Verhandlungen über ein polniſch-ruſſiſches Luft 
verkehrsabkommen und die Errichtung einer Fluglinie 
Warſchau— (Minsk) Moskau, die der Leiter des 
Ziwilflugweſens im polniſchen Verkehrsminiſterium, Oberſt Fili- 
powicz, in dieſen Tagen in Moskau begonnen hat. Durch dieſe 
neuen Linien ſoll dann Warſchau der Knotenpunkt 
der Flugverbindungen Wel- und Mittel- 
europas mit Rußland und Aſien werden. 


.J. K. C.“ Nr. 310, 8. 11. 1933. 
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